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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 9 V 64/13 B 
 
L 10 VE 42/12 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 27 VE 26/11 (SG Hildesheim) 
 
 
 
……………………….., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Land Niedersachsen, 
vertreten durch das Niedersächsische Landesamt für Soziales, Jugend und Familie  
- Landessozialamt -, 
Domhof 1, 31134 Hildesheim, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

 

Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 26. März 2014 durch 

den Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  S c h l e g e l    sowie die Richter   O t h m e r   

und   Dr.  R ö h l     

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 14. November 2013 wird als 

unzulässig verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Der Kläger begehrt die Feststellung eines höheren Grad der Schädigungsfolgen (GdS) wegen 

der Folgen einer ihm gegenüber verübten Gewalttat. 

 

Mit Urteil vom 14.11.2013 hat das LSG Niedersachsen-Bremen den Anspruch abgelehnt, weil 

die Gesundheitsstörungen des Klägers keinen höheren GdS rechtfertigten.  

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dieser Entscheidung hat der Kläger Beschwerde zum 

BSG eingelegt und zur Begründung geltend gemacht, als Verfahrensfehler nach § 160 Abs 2 

Nr 3 SGG sei die Nichtvornahme einer Gesamtbegutachtung zu rügen. Es habe nicht nach 

Aktenlage entschieden werden dürfen. 

 

 

II 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig. Die Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen, weil sie keinen Zulassungsgrund ordnungsgemäß dargelegt hat 

(vgl § 160a Abs 2 S 3 SGG). 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, auf 

dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so müs-

sen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) zunächst die den 

Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. 

Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der geltend gemachte Verfahrensmangel nicht auf 

eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur 

gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende 

Begründung nicht gefolgt ist.  

Soweit daher - wie vorliegend mit der Kritik an der vermeintlich unzureichenden Begutach-

tung - Verstöße gegen die tatrichterliche Sachaufklärungspflicht (§ 103 SGG) gerügt werden, 

muss die Beschwerdebegründung einen für das Revisionsgericht ohne Weiteres auffindbaren 

Beweisantrag bezeichnen, dem das LSG nicht gefolgt ist. Zur Darlegung eines solchen prozess-

ordnungsgemäßen Beweisantrags muss nicht nur die Stellung des Antrags, sondern auch auf-

gezeigt werden, über welche im Einzelnen bezeichneten Punkte Beweis erhoben werden sollte. 

Denn Merkmal eines Beweisantrags ist eine bestimmte Tatsachenbehauptung und die Angabe 

des Beweismittels für diese Tatsache (BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 6 mwN).  

Der Kläger hat bereits nicht aufgezeigt, überhaupt einen solchen prozessordnungsgemäßen 

Beweisantrag gestellt zu haben. Soweit er sich mit seiner Kritik, das LSG habe insbesondere 
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bezüglich seines Augenleidens nicht nach Aktenlage entscheiden dürfen, auch gegen die Be-

weiswürdigung des Gerichts wendet, so kann er damit wegen § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG 

iVm § 128 Abs 1 S 1 SGG von vornherein keinen Verfahrensmangel darlegen.  

 

Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 iVm § 169 SGG zu verwerfen. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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